
5. empfiehlt, daß die Abteilung Wahlbilfe den darum 
nac/tsuchenden Staaten sowie Wableinrichtongen Hi1fe auch 
nac~ ~ Wahlen ~ mit dem Ziel, einen Beitrag zur 
StabilitIIt und Kontinuität der Wahivorglinge zu leisten, wie in 
dem Bericht des Generalsekretärs vDl'ge$ehen, nnd daß sie in 
Zusatmnenarheit mit den zust!!ndigen Stellen der Veteinten 
Nationen nntersucht, wie die Aktivitäten klarer abgegrenzt 
werden kllnnen, welche die Veteinten Nationen im Zu­
sammenhnng mit der Konsolidierung der Demokratie nutz.. 
bringend durcbfflhren könnten, um interessiMten Staaten bei 
ihren diesbezilglichen Bemühnngen bebilflich zu sein; 

6. ersucht den GeneraIsekretII, weitere Maßnahmen zur 
Unterstiltznng von Staaten zu ergreifen, die um Hi1fe nachsu­
chen, indem er nnter anderem dem Hohen Kommissar der 
Veteinten Nationen ftIr Mensch!W""hte entsprechend seinem 
Mandat und üher des Sekretariats-Zentrum ftIr Menschenrech­
te ermöglicht, mit Menschenrechtsproblemen zusammenhän­
gende Demokmtisierungsaktivitäten ZU nnterstil1zen, nnter 
anderem durch Ausbi1dong und AnfkIllrung auf dem Gebiet 
der Menschenrechte, Hi1fe bei Gesetzesreforme im Zu­
sammenhang mit den Menschenn:chten. StlIrkong und Refonn 
der Rechtsprechung, Gewllhrung von Hi1fe an einzelstaat1iche 
Menschenrechtsinstitutionen sowie von Beratenden Diensten 
im Hinblick auf den Beitritt zu VertdIgen, die Berichterstat­
tong und internationale Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit den Menschenrechten; 

7. wUnUgt die Hi1fsprogramme, die des Entwicklungs­
programm der Veteinten Nationen im Hinblick auf die Refonn 
des öffentlichen Dienstes nnd die Regierungs- und Ver-­
waltongsfllhrung durchfilhrt, insbesondere diejenigen Pr0-
gramme, deren Ziel darin besteht, die MitWirkong inter­
essierter Thile der GeseUschaft und die Beziehnngen zwischen 
ihnen nnd den Regierungen zu stlIrken; 

8. erlnnen daran, daß der Genemlsekretir den neu­
handfonds der Vereinten Nationen ftIr Wahlbeobachtong 
geschaffen hat, nnd Mt die Mitgliedstaaten auf, die Ent­
richtung von Beiträgen an den Fonds in Erwilgnng zu ziehen; 

9. unterstreicht die W'tchtigkeit der Koordinierung im 
Rahmen des Systems der Vereinten Nationen, lobt das 
Sekretarlats-Zentrum ftIr Menschenrechte ftIr die Beratenden 
Dienste und die technische Hi1fe, die es bereitstellt, und die 
Sekretariats-Haoptabtellung Unterstlltzungs- und FIIhrungs­
dienste ftIr die Entwicklung sowie das Entwick1ungsprogramm 
der Veteinten Nationen ftIr die. technische Hilfe, die sie 
antmgstellenden Mitgliedstaaten gewllbren, und ersucht die 
Abteilung WahIhiIfe, mit dem Zentrum ftIr Menschenrechte­
gegebenenfalls auch durch den Austausch von Personal -
sowie mit der HauptabteiJung und mit dem Entwicklungs­
programm auch weiterhin eng zusammenzuarbeiten und sie 
üher die auf dem Gebiet der Wahlbilfe eingehenden Ersuchen 
zu unterrichten; 

10. empfiehlt, daß die Vereinten Nationen bei der Vor­
bereitong und Beobachtong von Wahlen die Koordinierung 
mit zwischenstaatlichen und nicbtstaatlichen OIganisationen, 
die sich ftIr solche Aktivitäten interessieren, weiter fortsetzen 
und nocb verstllrken; 

11. ersucht den Generalsekretllr, die Abteilung Wahlbilfe 
im Rahmen des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen 
und der vorhandenen Mittel mit ausreichendem Personal und 
angemessenen F'manzressourcen auszustatten, damit sie ihr 

Mandat erfD11en kann, und das Zentrum ftIr Menschenrechte 
durch die Umscbichtong von Mitteln und die Verlegung von 
Personal zu stlIrken, um es in die Lage zu versetzen, in enger 
Abstimmung mit der Abteilnng Wahlbilfe der wachsenden 
Zahl der Anlrilge von Mitgliedstaaten auf Beratende Dienste 
auf dem Gebiet der Wahlbilfe zu entsprechen; 

12. empftehlt, daß anll!ßlich der Begehung des fl!nfzigsten 
Jahrestl!gl! der Veteinten Nationen besonders daranf geachtet 
winI, die erfolgreichen Bemühungen der Organisation um die 
Förderung nnverflllschter und regelmll8iger Wahlen sowie die 
zunehmende Ausrlchtong ihrer Bemftlumgen auf dieDemokra­
tisierung in der Öfi'entlicbkeit bekannt zu machen; 

13. nimmt Kennmis von den in Anhang m des Berichts 
des Generalsekrelilrs enthaltenen Richt1inien ftIr Mitgliedstaa­
ten. die erwägen, einen Antrag auf Wahlbilfe zu l!tellen; 

14. empfiehlt, der Generalsekretllr möge prDfen, wie die 
Koordinierung der Tätigkeit der Abteilnng Wah1hiIfe, des 
Zen1rams ftIr Menschenrechte nnd des Systems der VereInten 
Nationen im aI1gemeinen weiter verbeSl!ert und die von ihnen 
ergriffenen MaßnaJunen weiter gestärkt wetden köonen, damit 
sie ihren vermehrten Aufgaben und ihrem erweiterten Mandat 
auf dem Gebiet der Wahlhilfe nnd der Demokratisierung, wie 
in dieser Resolntion dargelegt, nachkommen können, und 
seine diesbezOgiichen Bmpfehlungen in den Bericht auf­
nehmen, den er der Generalversammhmg auf ihrer fIinfzIgsten 
Tagung vorlegen wird; 

15. ersucht den GeneraIsekretiI der Generalversammlung 
auf ihrer fIinfzIgsten Tagung üher die DurchfOhrung der 
Resolution 48/131 sowie der vorliegenden Resolntion Bericht 
zu erstatten, insbesondere üher den Stand der von den Mit­
g1iedl!taaten gestellten Anlrilge auf Wahlhilfe und Wahl­
verifikation sowie über die Maßnahmen, die er etgtiffen hat, 
um sicherzustellen, daß der DemokratisierungsprozeB in den 
Mitglieds!anten von den Vereinten Nationen stlIrker unterstiItzt 
wird. 

94.P~g 
23. Devnnber 1994 

49/191. SummarIsche oder wIDkiIrJlehe lDDrIehtuugen 

DIe Generalversammlung, 

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men­
schenrechtett, die das Recht aufLeben, Freiheit und Sicherheit 
der Person verbürgt, 

In Anbetracht des Internationalen Paktes über bllrgerliche 
und po!itische Rechtel18, wonacbjeder Mensch ein angebore­
nes Recht auf Leben hat, dieses Recht gesetzlich zu schlitzen 
Ist und niemand wi11kiIrlich seines Lebens berauht wetden 
darf: 

unter Hinweis auf ihre Resolution 36122 vom 9. November 
1981, in der sie die Praxis summarischer und. wi11kiIrlicher 
Hinrichtongen verurteilt hat, nnd auf ihre darauffolgenden 
Resolntionen zum selben Thema, metzt Resolntion 47/136 
vom 18. Dezember 1992, 

etngedenkdessen, daß die im Juni 1993 in W'1eDabgehalte­
ne Weltkonferenz über Menschenrechte ihre Bestilrzung üher 
die nach wie vor vorkommenden flagranten nnd systemati­
schen Menschenrechlsverletzungen, namentlieh die SlIDImari-
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schen und willkilrlichen Hinrichtungen, zum Ausdruck 
gebracht und diese verurteilt hat, 

in hIIchstem Mqße beunruhigt darilber, dn8 summarische 
oder willkilr1iche Hinrichtungen, namentlich auch außerge­
richtliche Hinrichtungen, nnch wie vor in großer Zahl vor­
kcmmen, 

insbesondere rmter WlrurteUung der Verletzungen des 
Rechts auf Leben von Mlndetjllhrlgen und insbesondere ob­
dachlosen Kindern und Jugendlichen, 

lI1Iter Hinweis auf die Resolution 1984/50 des WIrtschafts.. 
und Sozia1rats vom 25. Mai 1984 und die in der An1age zu der 
genannten Resolution enthaltenen Garantien zum Schutz der 
Rechte von Personen, denen die Todesstrafe droht, eine 
Resolution, der sich der Siebente Kongreß der Vereinten 
Nationen fiIr Verbrechensverhlltunf, und die Behandlung 
StrafflIlliger in seiner Resolution 15' nngeschlossen hat, 

mit Genugtuung Ober die enge Zusammenarbeit des 
Sekretariats-Zentrums fiIr Menschenrechte, der Se1aetariats­
Unterabteilung Verbrechensverhlltung und StrafrechlBpflege 
und der Kommission fiIr Verbrechensverhlltung und Straf­
rechIBpflege in Fragen im ZlIsammenhang mit außergericht­
lichen, summnrischen oder willJdIrlichen Hinrichtungen, 

Uberzeugt von der Notwendigkeit geeigneter Maßnahmen 
zur Bekämpfung und schIießlichen Abschaffung der ab­
scheulichen Praxis außergerichtlicher, summarischer oder will­
kiir1icher Hinrichtungen, die eine flagrante Verletzung des 
grundlegendsten Menschenrechts. des Rechts auf Leben, 
darstellt, 

1. verurteilt erneut aufdas /!IIISChIedenst die große Zahl 
außergerichtlicher. summarischer oder willJdIrlicher Hin­
richtungen, die in verschiedenen ThiIen der Welt nnch wie vor 
vorkommen; 

2. verlangt, dn8 der Praxis summarischer oder wiIIkiIr­
licher Hinrichtungen ein Ende gesetzt wird; 

3. appelliert tllJChdrilckllch an die Regierungen. die 
Organe der Vereinten Nationen, die Sonderorganjsationen, die 
regionnlen zwischenstaatlichen Organisationen und die 
nichtstlUlt1ichen Organisationen. wirksame Maßnahmen zur 
Bekämpfung und Abschaffung von summarischen oder 
wl11kfIrlichen Hinrichtungen, insbesondere auch von auIIerge­
richtlichen Hinrichtungen. zu ergreifen; 

4. bekrlJftigt den Beschluß 1992f242 des Wutschafts­
und Sozia1rats vom 2O.JuJi 1992, in dem der Rat den Beschluß 
der Menschenrechtskommlssion'" gebilligt hat, fiIr einen 
Zeitraum von drei Jahren einen Sonderberichterstatter mit dem 
Auftrag zu ernennen, Fragen im ZlIsammenhang mit sumnuni­
sehen oder willkilr1ichen Hinrichtungen zu behandeln. und in 
dem er außerdem das Ersuchen der Kommission an den 
GenerIIIsekreti gebilligt bat, dem Sonderberichterstatter auch 
kiIoftig jede benötigte UntetstillZUOg zu gewlIbren, und 

'" SIebe Sevent1J UnIted Notions Congress on duJ PreventJon of CrimJ1 and 
duJ T,_ of Offenden. Milan, 26 Augwt-6 Septombs, 1985: repon 
preparedbyduJ_ (V_mJnmgdorV_NatlODell, Best.­
Nr. E.86lV.l). Kap. I,_E. 

". Siebe 0jJü:IaJ _ of duJ Ectmomic and _ Council, 1992, 
SupplenumtNo. 2 (B11992/22). Kap.n. AbselmlItA. RednJion !9!l2I72. 

empfiehlt, die Kommission möge sein Mandat auf ihrer 
einundfllnfzigsten 'IlIgung verlIingem; 

5. fonlert alle Regierungen, insbesondere soweit sie auf 
die an sie gerichteten Mitteilungen des Sonderberichtetstattets 
bebmrllch nicht geantwortet haben, und alle anderen Betr0ffe­
nen tllJChdrllckllch auf, mit dem Sonderberichterststter 
zusammenzuarbeiten und ihn zu unterstlltzen, dsmit er sein 
Mandat etfolgreich wshmebmen kann; 

6. ersucht den SonderberichlelSbdIer. bei der Wahr­
nelmmng seines MandaIs auf die ihm vorgelegten Informatio­
nen hin wirksam tlItig zu werden, insbesondere weun eine 
sununm:ische oder willJdIrliche Hinrichtung bevorsteht oder 
droht beziebungsweise weun eine solche Hinrichtung gernde 
stattgefunden bat, und dm:Uber hlnans den Gednnkennostaus 
zwischen den Regierungen und denen, die dem Sonderhericht­
eIsbdIer ver1llßllche Informationen zukommen Inssen, zu 
fördern, weun der Sonderberichterstatter einen solchen 
InformatioosaJlstnusch fiIr möglicherweise niltzlich erachtet; 

7. ersucht den Sonderberichterststter aqJIerdem, auch in 
seinem nlIchsten Bericht außergericht1ichen, summarischen 
oder wl11kfIrlichen Hinrichtungen von Frauen und Kindern 
sowie Behauptungen betreffend Ver1etzungen des Rechts auf 
LebI:n im Zuge von Gewalttl!tigkeiten gegen ThiJnehmer an 
Demonstrationen und anderen friedlichen öffentlichen Kund­
gebungen oder gegen Angehörige nntionaler oder ethnischer, 
religiöser und sprachlicher Minderheiten wieder besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken; 

8. begrljJlt die auf die Abschaffung von summm:ischen 
oder willJdIr1ichen Hinrichtungen gerichteten Empfehlungen 
des Sonderberichlelstatlels in seinen Berichten an die vierund­
vierzigste, fllnfundvierzigste. secbsondvierzigste, siebenund­
vierzigste, achtundvierzigste, neunundvierzigste und fflnfzigste 
'IlIgung der Menschenrechtskommlssion'S5; 

9. legt den Regierungen, lntemntionalen Organisationen 
und nichtstlUltlichen Organisationen nahe. Ausbildungs­
programme zu organisieren und Projekte zu unterstUtzen, die 
den Zweck haben, Angehörige der Streitkdlfte, Beamte mit 
Polizeibefugnissen und Regierungsbeamte sowie Mitglieder 
der Friedenssicherungs- und Beobachtermissionen der Ver­
einten Nationen in menschen- und homnnilllIrechtlichen 
Fragen, die mit ihrer Tlitigkeit 7Hsammenhängen, auszubi1den 
oder anfmklllren, und appelliert an die internntionn1e Gemein­
schaft, diesbezilg1iche Anstrengungen zu untersti1tzen; 

10. legtdem SonderberichtelStatteI eindringlich nahe. die 
Aufmerksamkeit des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen fiIr Menschenrechte auch weiterhin auf FII11e von 
außergerichtlichen, summarischen und willkilrlichen Hin­
richtungen zu lenken, die ihm besondere Sorge bereiten oder 
in denen frOhzeitige Maßnahmen Schlimmeres verhindern 
könnten; 

11. ersucht den Sonderberichterstatter, die Anwendung 
der bestehenden internationalen Normen betreffend Garantien 
und EinscIninkungen im Zusammenhang mit der VerhlIngung 

'" 1!ICN.41!988i22 und Add.! und 2, 1!ICN.4/I989125.1!ICN.4/I!l9O/21 
und Kort.! und Add.l. 1!ICN.4/I991136, 1!ICN.41!992I3O and Kort.! und 
Add.l. PJCN.4I1993146 und PJCN.4Il99417 und Kott.l und 2 beZ1elllllt ws 
Add.! and2. 



der 1bdesstrafe auch weiterhin zu überwachen und dabei den 
Stellungnahmen, die der Menscherm:chtsausschuß bei seiner 
Auslegung des Artikels 6 des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte abgegeben hat, sowie dem 
dnzugehörigen zweiteo Fakultativprotokoll 1$0 Rechnung zu 
trngen; 

12. ist ihr Aljffassung. daß der Sonderberichterstatte bei 
der Wahrnebmung seines Mandats auch kIlnftig von Regierun­
gen, Organen der Vereinten Nationen, Sonderotganisatonen, 
regionalen zw:ischenstaatI Organisationen und nichtstaat­
lichen Organisationen mit ~ beim W1I'I5Chafts­
und Sozialrat sowie von medizinischen und gerichtsmedizi­
nischen Sachverständigen Informationen einholen und 
entgegennehmen soll; 

13. enucht den Genera1sekretli. dem Sonderbericht­
els!attel auch weiterhin jede benötigte Unterstfltzung zu 
gewIIhren und in Anbetracht der Zllm'hmenden ArbeitsIast des 
SonderberlchletsllltteIs die ihm zur Verfllgung gestellten 
personellen und mnteriellen Ressourcen im Rabmen der 
vorhandenen Mittel betrllchtJich zu erhöhen, damit er sein 
Mandat erfolgreich wahrnehmen kamt; 

14. enucht den GeneIaIsekreIIl erneut, in FIIIIen, in denen 
die in den Artikeln 6, 14 und 15 des Internationalen Paktes 
über bflIgerIiche und politische Rechte vm-gesehenen recht­
lichen Mindestgarantien offenbar Dicht eingehalten werden, 
auch weiterhin sein möglichstes zu tun; 

15. enucht die Menschenrechtskommission, auf der 
Grundlage des BerIchts des SonderberiehletsllltteIs auf \hIer 
einundfünfzigsten 'Thgung Empfehlungen über geeignete 
MaBnaIunen zur Bekllmpfung und sch\ießlichen Abschaffung 
der abscheulichen Praxis summarischer oder wiUklII1icher 
Hinrichtungen abzugeben. 

94. P1enarsttt.ung 
23. Dezember 1994 

49/192. WIrksaune Förderung der ErkIIIrung tIber die 
Rechte von Personen, die natlomden oder etbnI· 
sehen, reUglösen und spraeh\lehen MInderheIten 
BIlgI!hören 

Die Generalversammlung. 

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/135 vom 
18. Dezember 1992. in der sie die Erkilirung über die Rechte 
von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und 
sprachlichen Minderheiten angehören, verabschiedet hat, 
sowie auf ihre Resolutinn 48/138 vom 20. Dezember 1993. 

In dem Bewqßtseln, daß es notwendig ist, die in der 
Erkilirung festgelegten Rechte der Angehörigen von Min­
derheiten wiIksnm zu fIlrdern und zu schlitzen, 

mit Genugtuung über die Resolution 1994/22 der Men­
schenrechtskommission vom 1. März 1994 über die Rechte 
von Personen. die nationalen oder ethnischen, religiösen und 
sprachlichen Minderheiten angehllren". in der die Kommission 
unteI anderem den GeneraIsekretlI eISUCht hat, ihr auf \hIer 
nlIchsten 'Thgung einen analytischen BerIcht vorzulegen. 

... Resolgtion 44/128. Anlage. 

feststellend, daß die Menschenrechtsk(l!llmlssion auf \hIer 
einundfllnfzigsten 'Thgung die Resolution 1994/4 der UnteI­
kommission für die Verhütung von DiskrimitIienmg und den 
Schutz von Minderheiten vom 19. August 1994143 1X'handeln 
wiId, 

im Bewqßtsein der Bestimmungen des Artikels 27 des 
InteInationalen Paktes über bflIgerliche und politische 
Rechtens belleffend die Rechte von Angehörigen ethniscber, 
religiöser oder sprachlicher Minderheiten, 

In tkr ErlcenntnIs, daß den VeIeinten Nationen beim Scbntz 
von Minderheiten eine immer wichtigere Rolle zukommt. 
indem sie unteI anderem die Erkilirung geblIhrend berücksich­
tigen und verwiIk1ichen, 

mit Besorgnis dariIbeI. daß in vie\en LIIndem Streitigkeiteo 
und Konflikte belIeffend Minderheiten immer blinfiger weIden 
und sich immer mahl verscbJirfen und dabei oft mit tragischen 
Folgen veIbunden sind, 

feststellend, daß wiIksame Maßnahmen und die Schaffung 
günstige! VOI'Il'S"e!ZUngen für die FönIerung und den Schutz 
der Rechte von Angehörigen nationaler oder etbnischer, reli­
giöser und sprachlicher Minderheiten, durcb welche eine 
effektive Nlchtdisktiminierung und die Gleichberechtigung 
aller gewäbr1eistet wiId, dazu beitragen, Probleme und Situa­
tionen, die die Menschenrechte von Minderheiten geflUu:den. 
zu veIbindern und auf friedlichem Weg zu bereinigen, 

In ihr Erwllgung. daß die FöIderung und der Schutz der 
Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiö­
sen und spmch1icben Minderheiten angehören, zur politischen 
und sozialen Stsbilität und zum Frieden beitragen und in den 
Stanten. in denen solche Personen leben, das kulturelle Erbe 
der Gesellschaft als Ganzes bereichern, 

Kenntnts nehmend von der Tätigkeit des Hohen Kommis­
S8IS für nationale Minderheiten der Organisation für Sicherheit 
und ZusammlWlfbeit in Europa. 

In BeIcr4JIlgung der Verpf1ichtong der Stanten, sicher­
zust\lUen, daß Angehörige von Minderheiten alle Menschen­
rechte und Gnmdfreiheiten ohne Diskriminierung und in vo11eI 
Gleichheit vor dem Gesetz im Einklang mit der ErkIllrung voll 
und wiIksnm ausllben köonen, 

nach BeIumdltmg des BerIchts des Genera\sekretlI1S/. 

eingedenk der Empfeblungen in Abschnitt n. Ziffern 25 bis 
27 der Erkliirung und des Aktioll8p1'Ogl'llIll von Wien'. die 
am 25. Juni 1993 von der We1tkonferenz lIbeI Menscbenrecbte 
veIabscbiedel wurden, 

1. nimmt mit Dank Kenntnts von dem Bericht des 
GeneIaIsekretlI; 

2. /orden die Staaten und die internationale Gemein­
schaft nachdriickllch mif, die in der Erkilirung festgelegten 
Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiö­
sen und splIICblicben Minderheiten angehören, zu fIlrdern und 
zu schützen, namentlich dOIcb die ErleichteIung \hIer vollen 
Thi1babe an allen Aspekten des politischen, wiItscbaftlichen, 
sozialen, religiösen und kulturellen Lebens der Gesellschaft 

.. , A/49/41511J1d Add.\. 




